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Einleitung

A.  Steuerrecht als Disziplin der Steuerwissenschaft

1Das Steuerwesen gehört zu den Forschungsgebieten der Rechtswissenschaft, der Volks-
wirtschaft und der Betriebswirtschaft.1

I. Die Finanzwissenschaft als Teilgebiet der Volkswirtschaftslehre untersucht die Fi-
nanzierung der öffentlichen Haushalte durch Steuern und beschäftigt sich mit Fragen
der Steuerlastverteilung und Steuertechnik.2 

II. Die Betriebswirtschaftslehre hat als Teildisziplin die betriebliche Steuerlehre entwi-
ckelt. Sie erforscht den Einfluss der Besteuerung auf das betriebliche Rechnungswesen
und ermittelt optimale betriebswirtschaftliche Verhaltensweisen unter Berücksichti-
gung der Besteuerung.3

III. Die Steuerrechtswissenschaft untersucht die Steuern nach rechtlichen Kriterien.
Sie überprüft die Gültigkeit der Vorschriften und die Rechtmäßigkeit der Rechtsanwen-
dung, systematisiert den Stoff und zeigt die verfassungsrechtlichen Grenzen der Steu-
ergesetzgebung auf.4

In der Juristenausbildung hat das Steuerrecht noch immer nicht den Stellenwert, den
dieses Rechtsgebiet nach seiner praktischen Bedeutung haben müsste.5 Die Folgen des
Ausbildungsdefizits zeigen sich vor allem im Berufsfeld der Steuerberatung: Obwohl
Rechtsanwälte in gleicher Weise wie etwa Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zur un-
beschränkten Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind (vgl. § 3 Nr. 1 StBerG), wird die
Steuerberatung in der Praxis überwiegend von wirtschaftswissenschaftlich ausgebilde-
ten Steuerberatern oder Steuerberatern ohne Hochschulstudium (vgl. § 36 Abs. 2
StBerG) ausgeübt. Dabei ist juristisch qualifizierte Steuerberatung ein interessantes und
zugleich lukratives sowie bestandsgesichertes Arbeitsfeld.

B. Systematische Einordnung des Steuerrechts

2Das Steuerrecht ist ein Teilgebiet des öffentlichen Rechts. Vom Verwaltungsrecht,
dem es systematisch zugehört, hat sich das Steuerrecht weitgehend gelöst und ein „ei-
genständiges rechtliches Subsystem” entwickelt.6 Die Besteuerung erfolgt aufgrund ei-
nes besonderen Verfahrensrechts (der Abgabenordnung) durch eine speziell ausgebil-
dete und eigenständig organisierte Verwaltung (die Finanzverwaltung) und unter der
Kontrolle einer besonderen Gerichtsbarkeit (der Finanzgerichtsbarkeit).

Das Steuerrecht begründet Pflichten, die durch einseitigen Verwaltungsakt und staatli-
chen Zwang durchgesetzt werden können bzw. müssen. Vom typischen Eingriffs-

1 Vgl. Seer in T/L § 1 Rn. 14 ff.; zu Grundlagen und der grundsätzlichen Rechtfertigung von Steuern Seer a.a.O. Rn. 1 ff.
2 Vgl. z.B. Haller, Die Steuern, 3. Aufl. 1981, S. 1 ff.; Andel, Finanzwissenschaft, 4. Aufl. 1998; Seer in T/L § 1 Rn. 16 ff.
3 Vgl. vor allem Rose, Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, 3. Aufl. 1992; Wöhe/Bieg, Grundzüge der Betriebswirtschaftli-

chen Steuerlehre, 4. Aufl. 1995; Haberstock/Breithecker, Einführung in die Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, 16. Aufl.
2013.

4 Vgl. Seer in T/L § 1 Rn. 1 ff.: Steuerrechtswissenschaft als „Steuergerechtigkeitswissenschaft”.
5 Zu den Forderungen der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft nach einer Reform der Juristenausbildung vgl. Tip-

ke, StRO I,  S. 25 ff.
6 Seer in T/L § 1 Rn. 6.
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recht, z.B. dem Polizeirecht, soll sich das Steuerrecht nach einer im modernen Schrift-
tum vertretenen Auffassung dadurch unterscheiden, dass es auf staatliche Teilhabe am
privaten wirtschaftlichen Erfolg des Stpfl. zielt. Deshalb bedürfe es beim Vollzug der
Steuergesetze einer Kooperation zwischen der Finanzverwaltung und dem Steuer-
pflichtigen (im Folgenden: Stpfl.)7. Die Notwendigkeit der Kooperation bedeutet nicht
zwingend Konsens und bewirkt auch keine Gleichordnung von Stpfl. und Finanzverwal-
tung, die das Steuerrecht letztlich mit staatlichen Zwangsmitteln durchzusetzen ver-
mag.8

C.  Steuerrecht und Zivilrecht

3 I. Gegen die Zulässigkeit der Anfechtungsklage bestehen keine Bedenken (vgl.
§§ 40 ff. FGO).

II. Begründet ist die Klage, wenn der angefochtene Steuerbescheid rechtswidrig und F
dadurch in ihren Rechten verletzt worden ist (§ 100 Abs. 1 S. 1 FGO). Sofern das Fi-

7 Vgl. Kirchhof VVDStRL 39, 213 ff., 233; Weber-Grellet, Steuern im modernen Verfassungsstaat, 2001, S. 227; B/D/T
Rn. 48 ff.; Seer in T/L § 21 Rn. 4, 170 ff. 

8 Näher Drüen FR 2011, 101.

Fall 1: Zugewinnausgleich und ErbSt

F hat ihren verstorbenen Ehemann E neben Verwandten der 1. Ordnung nach
§§ 1931 Abs. 1, 1371 Abs. 1 BGB zu 1/2 beerbt. Da sie einen höheren Zugewinn als E
erzielt hat, hätte sie im Falle der güterrechtlichen Regelung (§ 1371 Abs. 2 BGB) keine
Ausgleichsforderung geltend machen können. F erhält aus Anlass des Todes des E
keine Versorgungsbezüge, die nicht der Erbschaftsteuer unterliegen. Der Nachlass
enthält unter anderem Hausrat im Wert von 100.000 € und sonstige bewegliche kör-
perliche Gegenstände im Wert von 30.000 €. Das FA hat die ErbSt wie folgt festge-
setzt:

Nachlasswert 1/2 1.250.000 €
./. Freibetrag für Hausrat (§ 13 Abs. 1 Nr. 1a ErbStG) 41.000 €
./. Freibetrag für sonstige Gegenstände (§ 13 Abs. 1 Nr. 1b ErbStG) 12.000 €
./. Bestattungskosten 1/2 (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG) 5.150 €
./. persönlicher Freibetrag (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG) 500.000 €
./. Versorgungsfreibetrag (§ 17 Abs. 1 ErbStG) 256.000 €

steuerpflichtiger Erwerb ( § 10 ErbStG) 435.850 €

gerundet (§ 10 Abs. 1 S. 6) 435.800 €

Steuersatz (Steuerklasse I, Erwerb bis 600.000 €) 15%

Steuer (§§ 15 Abs. 1 Nr. 1, 19 Abs. 1 ErbStG) 65.370 €

Nach erfolglosem Einspruch hat F beim Finanzgericht Klage erhoben mit der Begrün-
dung, die Besteuerung des ihr nach § 1371 Abs. 1 BGB zustehenden 1/4 der Erbschaft
sei verfassungswidrig.

 Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?
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nanzgericht zu dem Ergebnis käme, dass die Regelung des ErbStG über die Besteue-
rung beim Zugewinnausgleich verfassungswidrig ist, müsste es nach Art. 100 Abs. 1
GG das Verfahren aussetzen und die Entscheidung des BVerfG einholen.

1. Besteuerungsobjekt der Erbschaft- und Schenkungsteuer (ErbSt) sind unentgelt-
liche Zuwendungen, insbesondere der Erwerb von Todes wegen (§ 3 ErbStG)
und Schenkungen unter Lebenden (§ 7 ErbStG). Vermögensübergänge, die zum
Ausgleich des Zugewinns erfolgen, werden als entgeltlicher Erwerb grundsätzlich
nicht von der ErbSt erfasst (§ 5 Abs. 2 ErbStG). Soweit der Zugewinnausgleich je-
doch nach § 1371 Abs. 1 BGB durch schematische Erhöhung des Erbteils des über-
lebenden Ehegatten erfolgt, sieht § 5 Abs. 1 S. 1 ErbStG vor, dass – abweichend
von der zivilrechtlichen Regelung – nur der Betrag bei der Ermittlung des steuer-
pflichtigen Erwerbs außer Betracht bleibt, den der überlebende Ehegatte bei gü-
terrechtlicher Abwicklung der Zugewinngemeinschaft nach § 1371 Abs. 2 BGB
geltend machen könnte.9

2. Die Steuerfestsetzung ist demnach rechtmäßig, sofern nicht verfassungsrechtli-
che Bedenken gegen die Regelung des § 5 Abs. 1 ErbStG bestehen. Der Steuer-
gesetzgeber könnte willkürlich gehandelt und damit gegen den Gleichheits-
grundsatz verstoßen haben, indem er die erbrechtliche Regelung des Zugewinn-
ausgleichs (§ 1371 Abs. 1 BGB) steuerlich unterlaufen hat.10 

n Flume11 misst der Zivilrechtsordnung grundsätzlich Vorrang vor der Steuerrechtsordnung
zu.12 Diese Ansicht lässt sich damit begründen, dass das Steuerrecht an Vorgänge und Zu-
stände des Wirtschafts- und Zivilrechtslebens (z.B. Erzielung von Einkünften, Lieferungen, Er-
werb von Vermögen, Gründung von Gesellschaften) anknüpft. Ist das Steuerrecht aber von
dem Zivilrechtsleben existenziell abhängig, muss es auch die Institutionen des Zivilrechts re-
spektieren. Folgt man der Auffassung Flumes, durfte der Steuergesetzgeber sich mit der Re-
gelung des § 5 Abs. 1 ErbStG nicht über die erbrechtliche Regelung des Zugewinnausgleichs
nach § 1371 Abs. 1 BGB hinwegsetzen.13

n Die Gegenmeinung betont die Eigenständigkeit des Steuerrechts, das seine Tatbestände
und Begriffe autonom schaffen könne und nur dem Verfassungsrecht untergeordnet sei. Im
Verhältnis zum Zivilrecht könne lediglich von einer „Vorherigkeit” dieses Rechtsgebietes ge-
sprochen werden, weil das Steuerrecht regelmäßig an zivilrechtliche Gestaltungserfolge an-
knüpfe.14

n Das BVerfG hat die These von der Autonomie des Steuerrechts in einer Entscheidung aus
dem Jahre 1962 nur mit Einschränkungen bejaht: Wenn der Steuergesetzgeber an Rechtsnor-
men des Zivilrechts anknüpfe, dürfe er nur aus überzeugenden Gründen von den privatrecht-
lichen Strukturen abweichen.15 In der Entscheidung vom 27.12.199116 hat das Gericht dem-
gegenüber jede Rangpriorität des Zivilrechts gegenüber dem Steuerrecht verneint und auch
bei der Auslegung dem Zivilrecht entlehnter Begriffe die Autonomie des Steuerrechts kon-
statiert. 

9 Zur Berechnung der fiktiven Ausgleichsforderung vgl. BFH v. 10.03.1993 – II R 87/91, BStBl. II 1993, 510; Troll/Gebel/Jüli-
cher, ErbStG, 47. Aufl. 2014, § 5 Rn. 26 ff.

10 So früher Kapp/Ebeling, ErbStG, § 5 Rn. 46 f.: Verstoß gegen den Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung; kritisch auch
Moench DStR 1989, 344.

11 In FS für R. Smend, 1952, S. 62 ff., 68 ff.
12 Ebenso Crezelius, Steuerrechtliche Rechtsanwendung und allgemeine Rechtsordnung, 1983, S. 339 ff.
13 Vgl. Crezelius, Erbschaft- und Schenkungsteuer in zivilrechtlicher Sicht, 1979, S. 162 ff.
14 Vgl. Seer in T/L § 1 Rn. 31 ff.; Kirchhof StuW 1983, 173, 180; Tipke StRO I, S. 44 ff.
15 BVerfG v. 24.01.1962 – 1 BvR 845/58, BVerfGE 13, 331, 340.
16 BVerfG v. 27.12.1001 – 2 BvR 72/90, BStBl. II 1992, 212 = StuW 1992, 186 m. krit. Anm. Meincke. 
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Unter Zugrundelegung der Rspr. des BVerfG lassen sich keine durchgreifenden
Bedenken gegen die Regelung des § 5 ErbStG erheben. Wegen der hohen Freibe-
träge für Ehegatten wird in der Masse der Erbfälle keine ErbSt anfallen und damit
der Vereinfachungseffekt des § 1371 Abs. 1 BGB nicht berührt. Nur in einer klei-
nen, finanziell aber gewichtigen Zahl von Fällen kommt die Regelung des § 5
Abs. 1 ErbStG zur Anwendung. Hier aber entspricht es dem Prinzip der Steuerge-
rechtigkeit, wenn von dem steuerpflichtigen Erwerb des Ehegatten nur der Teil
ausgenommen wird, den er als Zugewinnausgleichsforderung geltend machen
könnte. Die irrationale Ehegattenbegünstigung, die der Gesetzgeber zivilrecht-
lich zulasten der Verwandten geschaffen hat, will er sich als Steuergesetzgeber
zulasten des Fiskus nicht leisten.17 Damit liegen gewichtige Gründe für den Steu-
ergesetzgeber vor, bei der steuerrechtlichen Regelung von der zivilrechtlichen
Gestaltung abzuweichen. 

Ergebnis: Die Klage der F ist unbegründet.

In der Rechtstheorie steht die Frage im Vordergrund, ob ein Primat des Zivilrechts gegenüber dem
Steuerrecht anzuerkennen ist. Im praktischen Rechtsleben sind Einwirkungen in umgekehrter Richtung
von mindestens ebenso großer Bedeutung. Denn viele moderne Gestaltungsformen des Privatrechts
(z.B. die GmbH & Co. KG, das Bauherrenmodell, das Leasing) verdanken steuerrechtlichen Überlegun-
gen ihre Entstehung, Ausgestaltung oder Verbreitung.18

D.  Steuerrecht und Verfassungsrecht

4 I. Zinseinnahmen sind nach §§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 5b, 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG nach Ab-
zug des Sparer-Pauschbetrags (§ 20 Abs. 9 EStG) als Einkünfte aus Kapitalvermögen
mit 25% zu besteuern (§ 32d Abs. 1 EStG).

II. Die Steuerfestsetzung ist daher rechtmäßig, sofern nicht die genannten Vorschriften
des Einkommensteuerrechts wegen Verstoßes gegen – höherrangiges – Verfas-
sungsrecht ungültig sind. Zwar dürfte das FA die Verfassungswidrigkeit der Vor-
schriften des EStG nicht feststellen. Es könnte aber – zumindest theoretisch – durch
Anrufung der vorgesetzten Behörde das Normenkontrollverfahren nach Art. 93
Abs. 1 Nr. 2 GG auslösen.

17 Vgl. Rauscher, Familienrecht, 2. Aufl. 2007, Rn. 401.
18 Vgl. z.B. Walz ZHR 147 (1983), 281; Schulze-Osterloh AcP 190 (1990) 139; Kübler/Assmann, Gesellschaftsrecht, 6. Aufl.

2006, § 20 I; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, 4. Aufl. 2002, § 1 II 6.

Fall 2: Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung von Kapitaleinkünften

Der Stpfl. S hat im Jahre 01 aus einem mit 2% verzinsten, jederzeit kündbaren Darlehn
in Höhe von 500.000 € an eine Privatperson Zinseinnahmen in Höhe von 10.000 €  er-
zielt. Die Inflationsquote des Jahres 01 betrug 2%. Mit seinem Einspruch gegen den
ESt-Bescheid 01 wendet sich S gegen die Erfassung der Zinseinnahmen bei der Steu-
erfestsetzung. Er sieht darin einen Verstoß gegen die Eigentumsgarantie des Art. 14
GG.

Allgemeines Steuerrecht.fm  Seite 4  Mittwoch, 4. März 2015  12:19 12



5

Einleitung

Dass Steuerrecht und Besteuerungsverfahren sich an der Verfassungsordnung, ins-
besondere den Grundrechten, messen lassen müssen, steht außer Frage.19 Schran-
ken für den Besteuerungszugriff ergeben sich in jedem Fall aus Art. 2 Abs. 1 GG, weil
die staatliche Besteuerungsgewalt in die allgemeine Handlungsfreiheit eingreift.20

Darüber hinaus verbietet die Bindung der Steuergewalt an die Grundrechte bei-
spielsweise Regelungen, die – entgegen Art. 6 GG – Ehegatten steuerlich benachtei-
ligen.21 Nach der Gleichstellung in § 16 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG stellt nunmehr § 2 Abs. 8
EStG aufgrund der Entscheidung des BVerfG v. 07.05.201322 rückwirkend (für alle of-
fenen Fälle) die vollständige Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten mit Ehen her.23 

Welche Grenzen die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG dem Steuergesetzgeber
setzt, ist äußerst umstritten:

5n Im Schrifttum überwiegt die Auffassung, der Steuereingriff in das Vermögen des
Stpfl. sei nur in den Schranken des Art. 14 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 GG zulässig.24 Da-
raus wird gefolgert, der ESt dürften keine Kapitalerträge unterworfen werden, die
durch die Geldentwertung vollständig verzehrt und deshalb in Wirklichkeit gar
nicht entstanden sind. Die Besteuerung solcher Einkünfte widerspreche dem
Zweck der Einkommensbesteuerung und sei daher unverhältnismäßig.25

n Nachdem das  BVerfG in früheren Entscheidungen die Auffassung vertreten hatte,
die Auferlegung von Geldleistungspflichten lasse die Eigentumsgarantie grund-
sätzlich unberührt und nur ausnahmsweise könne ein Verstoß gegen Art. 14 GG
in Betracht gezogen werden,26 sah es in seinem Beschluss vom 22.06.199527 zur
Verfassungsmäßigkeit der Vermögensteuer demgegenüber den Besteuerungs-
zugriff auf den Vermögensertrag als Eingriff in Eigentumspositionen an, der nur in
den Schranken des Art. 14 Abs. 2 GG erfolgen darf. Es sei eine Belastungsober-
grenze zu beachten, die „in der Nähe einer hälftigen Teilung zwischen privater
und öffentlicher Hand” liegt (sogenannter Halbteilungsgrundsatz).28 Während
im Schrifttum das Postulat des Halbteilungsgrundsatzes ganz überwiegend posi-
tiv aufgenommen wurde,29 ist der BFH der Rspr. des BVerfG entgegengetreten

19 Vgl. Hey in T/L § 3 Rn. 90 ff.; B/D/T Rn. 170 ff.
20 BVerfG v. 25.09.1992 – 2 BvL 5/91, 2 BvL 8/91, 2 BvL 14/91, BVerfGE 87, 153 =  JZ 1993, 306 m. Anm. Starck; BVerfG v.

22.06.1995 – 2 BvL 37/91, BVerfGE 93, 121; BFH v. 13.03.2001 – VIII R 37/00, BStBl. II 2001, 430, zur Verfassungsmäßigkeit
des § 171 Abs. 14 AO.

21 Vgl. BVerfG v. 17.01.1957 – 1 BvL 4/54, BVerfGE 6, 55, zur Zusammenveranlagung von Ehegatten nach § 26 EStG 1951;
BVerfG v. 12.03.1985 – 1 BvR 571/81, 1 BvR 494/82, 1 BvR 47/83, BVerfGE 69, 188, zur Betriebsaufspaltung bei Beteiligung
von Ehegatten; BVerfG v. 03.06.1987 – 1 BvL 5/81, BVerfGE 75, 361, zur Zusammenveranlagung bei mehrfach verheira-
teten Ehegatten; BverfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, 246, zur Gewährleistung des Existenzminimums der
Familie; BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvR 1057/91, 2 BvR 1226/91, 2 BvR 980/91, BVerfGE 99, 216, zum Verbot einer Benach-
teiligung von Ehe und Familie gegenüber anderen Lebens- und Erziehungsgemeinschaften.

22 2 BvR 909/06, BVerfGE 133, 377, zur Verfassungswidrigkeit des Ausschlusses eingetragener Lebenspartner vom Ehegat-
tensplitting im Einkommensteuerrecht.

23 Schmidt/Weber-Grellet § 2 Rn. 71.
24 Vgl. Kirchhof VVDStRL 39, 210 ff.; ders. Stbg 1995, 68; Hey in T/L § 3 Rn. 189 ff.; B/D/T Rn. 200; skeptisch gegenüber der

Relevanz der Frage: Tipke StRO I, S. 449 ff.
25 Vgl. z.B. Spanner DStR 1975, 475; K. Vogel NJW 1979, 1158.
26 BVerfG v. 08.03.1983 – 2 BvL 27/81, BStBl. II 1983, 779; BVerfG v. 31.05.1988 – 1 BvR 520/83, BVerfGE 78, 214.
27 BVerfG v. 22.06.1995 – 2 BvL 37/91, BVerfGE 93, 121.
28 Dazu Drüen in T/K § 3 AO Rn. 17 ff., auch zur „Erdrosselungssteuer“.
29 Vgl. Seer FR 1999, 1280; Butzer StuW 1999, 227; Dederer StuW 2000, 91. 
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und hat in seiner Entscheidung vom 11.08.199930 die Auffassung vertreten, dass
eine Belastung mit Einkommen- und Gewerbeertragsteuer von insgesamt 60 %
des zu versteuernden Einkommens nicht verfassungswidrig sei. Auf die gegen
diese Entscheidung gerichtete Verfassungsbeschwerde hat das BVerfG in seinem
Beschluss vom 18.01.200631 die frühere Entscheidung zum Halbteilungsgrund-
satz relativiert und entschieden, dass sich aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 2 GG
keine allgemein verbindliche, absolute Belastungsobergrenze in der Nähe einer
hälftigen Teilung ableiten lässt. Aus dem Übermaßverbot folge allerdings, dass
die Besteuerung nicht so weit gehen darf, dass der wirtschaftliche Erfolg des Stpfl.
grundlegend beeinträchtigt wird und damit nicht mehr angemessen zum Aus-
druck kommt.

Im vorliegenden Fall wird das FA der Auffassung des BFH folgen und die Steuerfest-
setzung nicht unter dem Gesichtspunkt überprüfen, ob die Höhe der Steuer eine
nach dem Halbteilungsgrundsatz zu bemessende Belastungsobergrenze übersteigt.

Eine andere Frage ist, ob auch Entwertungsverluste des angelegten Kapitals bei der
Ermittlung der Kapitaleinkünfte berücksichtigt werden müssen. Das ist nach der bis-
her zu dieser Frage in der Rspr. vertretenen Auffassung nicht der Fall, weil diese Ent-
wertungsverluste nicht auf dem Besteuerungszugriff beruhen.32

Ergebnis: Das FA wird den Einspruch des S unter Berücksichtigung der Rspr. des BVerfG
als unbegründet zurückweisen. 

6 Für den Steuererstattungsanspruch ist der verfassungsrechtliche Prüfungsmaßstab demgegenüber
unumstritten: Der Anspruch auf Erstattung zu viel gezahlter Steuern ist Eigentum i.S.d. Art. 14 Abs. 1
GG. Der Gesetzgeber muss daher die Inhalts- und Schrankenbestimmung des Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG bei
der gesetzlichen Gestaltung dieses Anspruchs beachten. 33

E. Die Abgabenordnung

I. Allgemeines

7 Das Steuerrecht lässt sich systematisch in das allgemeine Steuerrecht und das besonde-
re Steuerrecht einteilen.

30 BFH v. 11.08.1999 – XI R 77/97, BStBl. II 1999, 771. 
31 BVerfG v. 18.01.2006 – 2 BvR 2194/99, BVerfGE 115, 97; dazu Wernsmann, NJW 2006, 1169.
32 BVerfG v. 19.12.1978 – 1 BvR 335/76, 1 BvR 427/76, 1 BvR 811/76, BVerfGE 50, 57; vgl. ferner BFH v. 14.05.1974 – VIII R 95/

72, BStBl. II 1974, 572, 580 f.; kritisch Tipke StRO I, S. 512 ff.; Hey in T/L § 8 Rn. 56.
33 BVerfG v. 08.10.1985 – 1 BvL 17/83, 1 BvL 19/83, BVerfGE 70, 278.
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Die Abgabenordnung regelt – wie die Bezeichnung des Gesetzes als „Ordnung“ erken-
nen lässt – vor allem das Besteuerungsverfahren. Sie enthält jedoch auch materielles
Recht, insbesondere das allgemeine Steuerschuldrecht (§§ 33 ff. AO) und das Steuer-
strafrecht (§§ 369 ff. AO). Die Abgabenordnung wird deshalb auch als „Allgemeiner Teil“
der Steuergesetze oder als „Mantelgesetz“ des Steuerrechts bezeichnet.

Die Vorgängerin der am 01.01.1977 in Kraft getretenen Abgabenordnung (AO 1977) vom 16.03.197634

war die Reichsabgabenordnung von 1919 (RAO). Den Entwurf der RAO hatte Enno Becker, Referent im
Reichsfinanzministerium und später Senatspräsident am RFH, in der kurzen Zeit von November 1918
bis Juli 1919 erarbeitet.35 Infolge zahlreicher Novellen und Nebengesetze war die RAO im Laufe der Zeit
unübersichtlich geworden. Mit der AO 1977 unternahm der Gesetzgeber den Versuch, die Systematik
und die Terminologie der Abgabenordnung zu verbessern und ihren Charakter als Mantelgesetz des
allgemeinen Abgabenrechts wiederherzustellen. Seit 2006 ist der Zusatz „1977“ entfallen.

II.  Anwendungsbereich der AO

8I. Nach § 347 Abs. 1 Nr. 1 AO ist gegen Steuerbescheide der Einspruch gegeben. Es
fragt sich jedoch, ob die Regelungen der AO über das Einspruchsverfahren (§§ 347 ff.
AO) auf Steuerbescheide der Gemeinden Anwendung finden.

Nach § 1 AO gilt die Abgabenordnung für alle Steuern (einschließlich Steuervergü-
tungen), die durch Bundesrecht oder EU-Recht geregelt sind, soweit sie durch Fi-
nanzbehörden des Bundes oder der Länder verwaltet werden. Die Gewerbesteuer
als Realsteuer (§ 3 Abs. 2 AO) wird von den Gemeinden verwaltet. Auf Realsteuern
finden nur die in § 1 Abs. 2 AO genannten Bestimmungen des Gesetzes Anwendung.
Nach § 1 Abs. 2 Nr. 6 AO aber sind im Rechtsbehelfsverfahren gegen Realsteuerbe-
scheide der Gemeinden nur § 351 AO (Bindungswirkung anderer Verwaltungsakte)
und § 361 Abs. 1 S. 2 und Abs. 3 AO (Besonderheiten bei der Aussetzung der Vollzie-
hung) anwendbar.

34 BGBl. I 1976, 613.
35 Vgl. Tipke AöR 94, 224.

Fall 3: Rechtsbehelf gegen einen Realsteuerbescheid

Der Stpfl. S hat von der Stadt Potsdam einen GewSt-Bescheid erhalten. In einem
Schreiben an das FA Potsdam legt er „Einspruch“ gegen den Steuerbescheid ein mit
dem Antrag, die Steuer niedriger festzusetzen. Ist der Rechtsbehelf zulässig?

Steuerrecht

Allgemeines Steuerrecht
Die wichtigsten Gesetze:
� Abgabenordnung (AO)
� Finanzgerichtsordnung (FGO)
� Gesetz über die Finanz -

verwaltung (FVG)
� Bewertungsgesetz (BewG)

Besonderes Steuerrecht
Wichtigste Einzelgesetze:
� Einkommensteuergesetz (EStG)
� Körperschaftsteuergesetz (KStG)
� Gewerbesteuergesetz (GewStG)
� Umsatzsteuergesetz (UStG)
� Erbschaftsteuergesetz (ErbStG)
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II. Gegen den GewSt-Bescheid der Stadt Potsdam36 ist somit nicht der Einspruch nach
der AO, sondern der Widerspruch nach §§ 68 ff. VwGO gegeben. Einzulegen ist der
Widerspruch nach § 70 Abs. 1 S. 1 VwGO bei der Ausgangsbehörde, also der Stadt
Potsdam. Während der Einspruch gegen den GewSt-Messbescheid des FA auch bei
der Gemeinde eingelegt werden kann (§ 357 Abs. 2 S. 2 AO), kann der Widerspruch
gegen den GewSt-Bescheid nicht mit fristwahrender Wirkung bei dem FA ange-
bracht werden. Es ist jedoch Amtspflicht einer jeden Behörde, einen Rechtsbehelf
unverzüglich an die zuständige Behörde weiterzuleiten.37

Ergebnis: Das FA Potsdam wird den als Widerspruch auszudeutenden Rechtsbehelf des
S an die Stadt Potsdam als zur Bearbeitung zuständige Behörde weiterleiten. Der Stpfl.
trägt das Risiko, dass die unzuständige Behörde den Rechtsbehelf nicht unverzüglich
weiterleitet und deshalb die Rechtsbehelfsfrist nicht gewahrt wird. Denn aus der
Rechtsbehelfsbelehrung konnte er erkennen, bei welcher Behörde der Rechtsbehelf
einzulegen war.38 Bei Fristversäumnis durch nachgewiesenes Fehlverhalten der unzu-
ständigen Behörde kann dem Stpfl. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 60
VwGO gewährt werden.39

9 Der Anwendungsbereich der Abgabenordnung ist durch § 1 AO nicht abschließend bestimmt. Einer-
seits wird in Bundesgesetzen40 auf die Vorschriften der AO verwiesen. Darüber hinaus haben die Länder
im Rahmen ihrer Gesetzgebung in großem Umfang, insbesondere in ihren Kommunalabgabengeset-
zen (KAG), Vorschriften der AO ganz oder teilweise für anwendbar erklärt.

1. Abschnitt: Grundlagen

A. Begriff der Steuer, Steuerarten, Steuerhoheit

I. Begriff der Steuer

36 Ob überhaupt ein Widerspruchsverfahren nach §§ 68 ff. VwGO durchgeführt werden muss, richtet sich nach landesge-
setzlichen Vorschriften. Viele Länder haben das Widerspruchsverfahren (teilweise sehr weitgehend und auch für den
Bereich der kommunalen Steuerbescheide) eingeschränkt, vgl. etwa § 110 JustG NRW.

37 Eyermann VwGO, 14. Aufl. 2014, § 70 Rn. 16.
38 BFH v. 19.12.2000 – VII R 7/99, BStBl. II 2001, 158.
39 Siehe zur entsprechenden Vorschrift des § 110 AO BVerfG v. 02.09.2002 – 1 BvR 476/01, BStBl. II 2002, 835.
40 Z.B. § 13 Abs. 1 InvZulG 2007, § 15 Abs. 1 EigZulG, § 14 Abs. 2 S. 1 5. VermBG.

Fall 4: Verfassungsmäßigkeit der Ausgleichsabgabe nach §  77 SGB IX

Nach § 71 Abs. 1 SGB IX müssen Arbeitgeber, die über mindestens 20 Arbeitsplätze
verfügen, auf wenigstens 5% der Arbeitsplätze Schwerbehinderte beschäftigen. Un-
ternehmer U hat diese sogenannte Pflichtplatzquote nicht eingehalten. Daraufhin
hat ihn das zuständige Integrationsamt (vgl. § 102 SGB IX) nach § 77 Abs. 1 S. 1, Abs. 2
Nr. 3 SGB IX zu einer Ausgleichsabgabe in Höhe von 3.260 € jährlich für jeden nicht
besetzten Pflichtplatz herangezogen. U ist der Ansicht, die Ausgleichsabgabe stelle
eine verfassungsrechtlich unzulässige Sondersteuer für Arbeitgeber dar.

Allgemeines Steuerrecht.fm  Seite 8  Mittwoch, 4. März 2015  12:19 12


